
 

 

 

 

 

 

Prozess um die Brüsseler Anschläge vom 22. März 2016 

Opfer können ÖPNV kostenlos nutzen, um zum Gericht zu 

gelangen 

Der Prozess um die Brüsseler Terroranschläge vom 22. März 2016 wird am 

12. September beginnen. Auf gemeinsame Initiative der für die Justizhäuser 

zuständigen Minister der drei Gemeinschaften haben die Betreiber der 

öffentlichen Verkehrsmittel (TEC, STIB, SNCB und De Lijn) zugestimmt, dass 

die Opfer auf Antrag kostenlos zum Ort des Prozesses gelangen können. Der 

Mega-Prozess betrifft etwa 1.600 Opfer und wird voraussichtlich neun 

Monate dauern.  

Die Opfer werden durch ein Schreiben der Justizhäuser über die praktischen 

Modalitäten für den Erhalt dieses Fahrscheins informiert. 

Daneben wurden auf Ebene der Französischen Gemeinschaft mehrere Projekte 

von Partnerdiensten im Wert von 338.000 Euro ausgewählt (Verstärkung der 

sozialen, psychologischen und rechtlichen Ersthilfe; Begleitung während des 

Prozesses; Einrichtung von Gesprächsgruppen; spezielle Betreuungsangebote; 

usw.). Darüber hinaus wurden 342.000 Euro bereitgestellt, um die Betreuung 

der Opfer durch die Opferbetreuungsstellen zu gewährleisten (Aufstockung 

des Verwaltungspersonals; Sozialarbeiter und Psychologen, usw.). 

Zusätzlich zu den Bemühungen der Wallonie wird Flandern in Höhe von fast 1,3 

Millionen Euro 25 zusätzliche Justizassistenten für die Dauer von neun Monaten 

zur Unterstützung der Opfer einsetzen. Außerdem wurde eine spezielle Info-

Hotline für Opfer eingerichtet, die den Prozess verfolgen wollen, sowie für 

diejenigen, die nicht am Prozess teilnehmen können. Hinzu werden die 

Justizassistenten am Ende jeder Prozesswoche alle Opfer, die dies wünschen, 

über die Ereignisse der Woche informieren. Schließlich leistet die Brüsseler 

Rechtsanwaltschaft auch während der Verhandlung juristischen Beistand in 

erster Linie. 

Das Justizhaus in der Deutschsprachigen Gemeinschaft betreut im Rahmen des 

Prozesses die deutschen Opfer, die die Möglichkeit haben, am Gerichtsverfahren 

teilzunehmen. Der zuständige DG-Minister Antonios Antoniadis (SP) merkt an: 

„Die Anschläge vom 22. März 2016 haben sich nicht nur in die Köpfe der Belgier 

eingeprägt, sondern auch in die der ganzen Welt, wenn man die internationalen 

Opfer in Betracht zieht. Da sich Terror gegen unsere Gesellschaft richtet, ist es 
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umso wichtiger, Solidarität zu zeigen. Als Gesellschaft liegt es an uns, diese 

Tragödie gemeinsam zu ertragen. Ob Politiker, Betreiber öffentlicher 

Verkehrsmittel, Justizassistenten oder irgendein Mitglied unserer Gesellschaft: 

Es ist auch unsere Aufgabe, die Opfer und ihre Angehörigen bestmöglich zu 

unterstützen. Diese Menschen haben das Recht, dem Prozess beizuwohnen und 

zu sehen, wie die Justiz über die in 2016 begangenen Gräueltaten urteilen wird. 

Die erwähnte kostenlose Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel ist das 

Mindeste, was wir als Unterstützung während dieser schwierigen Zeiten 

anbieten können." 

Die für die Justizhäuser der Föderation Wallonie-Brüssel zuständige Ministerin 

Valérie Glatigny erklärt: „Der Prozess um die Anschläge in Brüssel wird für die 

Opfer und ihre Angehörigen eine sehr schwierige Zeit sein. Daher ist es von 

entscheidender Bedeutung, dass wir ihnen vor, während und nach dem Prozess 

zur Seite stehen. Eine Reihe von Initiativen wurde von den Gemeinschaften 

umgesetzt, um alle Bedürfnisse der Opfer abzudecken. Die kostenlose Nutzung 

öffentlicher Verkehrsmittel, die es den Opfern ermöglicht, zum Ort des 

Prozesses zu gelangen, ist Teil dieses Bestrebens, ihnen in dieser schwierigen 

Zeit zur Seite zu stehen. Dies ist eine wichtige Maßnahme, die zu den 

strukturellen Reformen hinzukommt, die wir umsetzen, um insbesondere die 

Betreuung der Opfer zu verbessern und so die Lehren aus den schmerzhaften 

Ereignissen vom 22. März 2016 zu ziehen." 

„Das Angebot kostenloser öffentlicher Verkehrsmittel ist natürlich nur eine 

kleine Geste, aber es hat einen symbolischen Wert. Auch für die vielen Opfer 

aus dem Ausland. Wir sollten nicht vergessen, dass 22 Nationalitäten von den 

Anschlägen betroffen waren. Wir wollen den Opfern in jeder Hinsicht deutlich 

machen, dass sie von der Gemeinschaft unterstützt werden. Deshalb setzen wir 

für die Dauer des Prozesses 25 Justizassistenten aus der Opferbetreuung ein, 

um die notwendige Unterstützung zu leisten, einschließlich der digitalen 

Unterstützung für ausländische Opfer. Wir hoffen, dass der Prozess eine 

heilende Funktion für die Opfer und ihre Angehörigen haben kann. Auch diese 

Geste fügt sich in diese Geschichte ein. Unsere Botschaft ist einfach: Wir lassen 

euch nicht im Stich, wir stehen euch zur Seite. Das sind wir den Opfern der 

Anschläge und allen Opfern schuldig“, betont indes die flämische 

Justizministerin Zuhal Demir. 
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